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EU-Wettbewerbsrecht: Mehr Tempo, mehr 
Durchschlagskraft! 
 

Das EU-Wettbewerbsrecht ist seit Jahr-

zehnten Garant einer effizienten und in-

novativen europäischen Wirtschaft. 

Durch das Aufbrechen von Kartellen, das 

Abstellen von Missbräuchen und eine 

Verhinderung von wettbewerbswidrigen 

Zusammenschlüssen trägt es zur Innova-

tion und Wettbewerbsfähigkeit europäi-

scher Unternehmen, zu Chancen für klei-

nere und mittlere Unternehmen und zu 

günstigen Preisen für Verbraucherinnen 

und Verbraucher bei. Die Europäische 

Kommission hat nun für zentrale Rechts-

vorschriften eine Überarbeitung gestar-

tet – die EU-Kartellverfahrensverordnung 

und die Leitlinien zur Fusionskontrolle. 

Dabei sollte das hohe Niveau des Wettbe-

werbsschutzes nicht herabgesetzt, son-

dern gewahrt werden.  
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Die Monopolkommission empfiehlt Anpassungen im EU-Wettbewerbsrecht sowohl 
bei Kartell- und Missbrauchsverfahren als auch in der Fusionskontrolle. 

• Die Verfahren der Europäischen Kommission wegen Wettbewerbsverstößen 
sollten kürzer und Abhilfemaßnahmen effektiver werden. Zudem sollte eine 
strengere nationale Missbrauchsaufsicht weiterhin möglich sein. 

• Die Europäische Kommission sollte vermehrt dynamische Schadenstheorien 
anwenden. Sie sollte ihre Fusionskontroll-Leitlinien um einen Analyserahmen für 
digitale Ökosysteme ergänzen. 

AUF EINEN BLICK  
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EU-Wettbewerbsrecht ist Garant und nicht 
Hindernis für Wettbewerbsfähigkeit 

In der wirtschaftspolitischen Diskussion wird zunehmend die 

Sorge geäußert, europäische Unternehmen seien internatio-

nal nicht mehr wettbewerbsfähig. Als mögliche Ursache dieses 

Befunds wird dabei zuweilen auch das Wettbewerbsrecht – 

und hier insbesondere die Fusionskontrolle – genannt.1 Diese 

Argumentation erweist sich bei näherer Betrachtung als wenig 

überzeugend, da sie zentrale ökonomische Zusammenhänge 

ausblendet und den Beitrag einer konsequenten Fusionskon-

trolle zur langfristigen Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 

unterschätzt. 

 

Tatsächlich ist das EU-Wettbewerbsrecht Garant und nicht 

Hindernis für Wettbewerbsfähigkeit. Ein funktionierender Bin-

nenwettbewerb ist ein wesentlicher Treiber für den Erfolg der 

europäischen Wirtschaft.2 Unternehmen, die sich im heimi-

schen Wettbewerb durchsetzen, werden zu Effizienz und In-

novation angetrieben, um sich auch international zu behaup-

ten.3 Eine Schwächung des heimischen Wettbewerbs infolge 

eines Zusammenschlusses und damit einhergehender Markt-

macht der beteiligten Unternehmen wird solche Anreize in der 

Regel eher verringern als stärken. Die Unternehmen werden 

so auch im internationalen Wettbewerb kaum bestehen kön-

nen. Zudem nützt Wettbewerb letztlich den Verbraucherinnen 

und Verbrauchern in Europa, die von höherwertigen Produk-

ten und Dienstleistungen sowie niedrigeren Preisen profitie-

ren. Eine Schwächung des EU-Wettbewerbsrechts würde da-

her zu ihren Lasten gehen. 

 

Dennoch lohnt es, über Änderungen im EU-Wettbewerbsrecht 

nachzudenken. Die Europäische Kommission evaluiert aktuell 

ihre Fusionskontroll-Leitlinien4 sowie die Kartellverfahrensver-

ordnung (Verordnung 1/2003). Die Monopolkommission be-

teiligt sich mit diesem Policy Brief an diesen öffentlichen Kon-

sultationen. Aus ihrer Sicht besteht Reformbedarf vor allem 

bei der Rechtsdurchsetzung. Erforderlich ist eine präzisere, ge-

zieltere und konsequentere Anwendung des bestehenden 

Rechtsrahmens. Die Europäische Kommission hat zentrale 

ökonomische Schadenstheorien erst in der jüngeren Vergan-

genheit aufgegriffen, nicht zuletzt deshalb, weil diese mit den 

bestehenden – inzwischen teilweise veralteten – Fusionskon-

troll-Leitlinien nur bedingt vereinbar waren. Dies hat dazu bei-

getragen, dass die Anwendungspraxis manchmal einem stati-

schen und teilweise vereinfachten Analyserahmen folgte. 

EU-Kartellverfahrensordnung: Verfahren durch 
Fristen mit Meilensteinen und Begrenzung der 
Nachweisanforderungen beschleunigen 

Es besteht weitgehend Einigkeit, dass die Kartell- und – mehr 

noch – die Missbrauchsverfahren der Europäischen Kommis-

sion zu lange dauern. Eine gründliche Prüfung ist wichtig, um  

die regelmäßig komplexen Sachverhalte zutreffend beurteilen 

zu können. Eine lange Verfahrensdauer kann aber dazu führen, 

dass sich wettbewerbliche Defizite verfestigen und möglicher-

weise irreversibel werden. Insbesondere auf den schnelllebi-

gen digitalen Märkten können zeitnahe Interventionen von 

großer Bedeutung sein. 

 

Im letzten Jahr hat die Europäische Kommission einen Entwurf 

für Leitlinien zu Behinderungsmissbräuchen gemäß Art. 102 

AEUV vorgelegt.5 Um die Rechtsdurchsetzung zu beschleuni-

gen, setzt sie dort stärker auf Vermutungen für – mehr oder 

weniger – wettbewerbsschädliche Verhaltensweisen statt auf 

eine überkomplexe Analyse des Einzelfalls. Bereits mit dem 

Gesetz über digitale Märkte (Verordnung 2022/1925 – DMA) 

aus dem Jahr 2022 hat der europäische Gesetzgeber eine 

Möglichkeit geschaffen, den Wettbewerbsschutz im Digitalbe-

reich zu verbessern. Hierzu tragen im DMA neben einer ver-

einfachten Feststellung der Normadressaten und klar spezifi-

zierten Verhaltenspflichten auch Verfahrensfristen bei.6 

 

Die Dauer der wettbewerbsbehördlichen Verfahren wegen 

Verstößen gegen das Kartell- und das Missbrauchsverbot 

(Art. 101, 102 AEUV) sollte ebenfalls durch eine Fristenrege-

lung in der Kartellverfahrensverordnung begrenzt werden. Die 

Frist könnte länger als jene des DMA sein, da die Kartell- und 

die Missbrauchsverfahren mangels dem DMA vergleichbarer 

Vermutungen regelmäßig aufwendiger sind. Sie könnte zwei 

Jahre betragen und durch Meilensteine, die in einer bestimm-

ten Zeit erreicht werden sollen, strukturiert werden. Die Euro-

päische Kommission sollte in außerordentlichen Fällen in der 

Lage sein, die Fristen zu verlängern, ohne dass das in Rede ste-

hende Verhalten nicht mehr verfolgbar wäre.7 Diese Beschleu-

nigung würde eine Prioritätensetzung seitens der Kommission 

erfordern. Sie müsste damit einhergehen, dass die Mitwir-

kungspflichten der betroffenen Unternehmen verschärft wer-

den. Die Verschleppung von Verfahren durch Fristverlängerun-

gen oder neuen Sachvortrag wäre zu begrenzen.  
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Eine Verfahrensverkürzung wird vor allem dann nachhaltig, 

wenn die Nachweistiefe bei Kartellrechtsverstößen abgesenkt 

wird. Aktuell führen Verfahren – gerade im Missbrauchsbe-

reich – gegen (potenziell) marktbeherrschende Unternehmen 

zu „Materialschlachten“. Einige Unternehmen liefern dazu 

kaum noch beherrschbare Datenmengen, was zum Teil als 

„spamming the regulator“-Strategie eingeordnet wird. Die Eu-

ropäische Kommission versendet, auch in Missbrauchsfällen, 

zum Teil sehr aufwendige Fragebögen und Auskunftsverlan-

gen. Beides ist durch geeignete Maßnahmen abzustellen. Das 

Kommissionsverfahren sollte frühzeitig auf einige wenige, klar 

strukturierte Schriftsatzrunden sowie mündliche Anhörungen 

ausgerichtet werden und dabei die Kernpunkte in den Blick 

nehmen.8 Dabei könnten auch die zuvor genannten Verfah-

rensregelungen und Meilensteine helfen. Dies alles würde zu 

schnelleren Verfahren und kürzeren Entscheidungen führen, 

die auf das Wesentliche konzentriert wären.  

Da andernfalls der Zweck des Kartellrechts kaum mehr erreicht 

werden kann, muss gesetzgeberisch gegengesteuert werden. 

Während bloße Leitlinien, wie sie die Europäische Kommission 

für Behinderungsmissbräuche plant, mangels „echter“ Bin-

dungswirkung für Dritte zu wenig sind und eine Änderung der 

Verträge unrealistisch ist, könnten bei entsprechenden Anpas-

sungen in der Verordnung 1/2003 auch die Unionsgerichte da-

rauf reagieren. Zudem besteht die Hoffnung, dass eine klarere 

Strukturierung und Begrenzung der Verfahren zur Folge hat, 

dass es künftig zu weniger Abstimmungsschwierigkeiten zwi-

schen der Generaldirektion Wettbewerb und dem Juristischen 

Dienst der Europäischen Kommission kommen wird. Auch 

dadurch würden die Verfahren, die formal das Kommissions-

kollegium verantwortet (Art. 250 AEUV), aber tatsächlich die 

Generaldirektion Wettbewerb führt, effizienter. 

Einstweilige Maßnahmen bei Kartellverstößen 
und Marktmachtmissbräuchen erleichtern 

Bereits in der Kartellverfahrensverordnung geregelt ist der Er-

lass einstweiliger Maßnahmen. Art. 8 Verordnung 1/2003 er-

möglicht es der Europäischen Kommission, auf Grundlage ei-

ner summarischen Prüfung des Sachverhalts vorläufige Anord-

nungen zu treffen. Voraussetzung ist „die Gefahr eines erns-

ten, nicht wiedergutzumachenden Schadens für den Wettbe-

werb“ infolge einer „prima facie festgestellten Zuwiderhand-

lung“. Im Grundsatz ist es richtig, dass die Hürden für ein be-

hördliches Eingreifen im Eilverfahren anspruchsvoll sind. Art. 8 

Verordnung 1/2003 kommt aber nicht nur ausnahmsweise, 

sondern fast nie zur Anwendung.9 Dies deutet darauf hin, dass 

die Eingriffsschwelle herabgesetzt werden sollte, damit die Eu-

ropäische Kommission mehr einstweilige Maßnahmen erlas-

sen kann.10 

 

Als Vorbild gilt etwa die französische Autorité de la concur-

rence, die vergleichsweise häufig auf solche Interventionen 

setzt – insbesondere im Digitalbereich.11 Der deutsche Gesetz-

geber hat den Erlass von einstweiligen Maßnahmen durch 

eine Anpassung von § 32a Abs. 1 Gesetz gegen Wettbewerbs-

beschränkungen (GWB) im Zuge der 10. GWB-Novelle erleich-

tert. Nunmehr können die Kartellbehörden bereits zum Schutz 

einzelner Unternehmen und nicht nur des Wettbewerbs als 

solchem tätig werden. Das Bundeskartellamt hat seitdem in 

RELEVANTE RECHTSAKTE IM ÜBERBLICK 

EU-Kartellverfahrensverordnung  

• regelt die Durchsetzung des Kartell- und 

Missbrauchsverbots aus Art. 101, 102 AEUV 

• enthält Vorschriften zum Verfahren der Euro-

päischen Kommission, einschließlich der Er-

mittlungs- und der Entscheidungsbefugnisse 

• bestimmt das Verhältnis des Wettbewerbs-

rechts auf EU- und nationaler Ebene 

Fusionskontroll-Leitlinien  

• Europäische Kommission erläutert ihr Ver-

ständnis von den Vorgaben der EU-Fusions-

kontrollverordnung zur wettbewerblichen 

Beurteilung von Zusammenschlüssen 

• separate Leitlinien für horizontale Zusam-

menschlüsse und vertikale/konglomerate Zu-

sammenschlüsse 

• dienen in der Praxis als wichtige Orientierung 

zur Einschätzung der fusionskontrollrechtli-

chen Erfolgsaussichten  

• Ausführungen sind weder für die Unionsge-

richte noch die nationalen Gerichte oder 

Wettbewerbsbehörden bindend 
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immerhin einem Fall ein Eilverfahren eingeleitet, dieses Ver-

fahren aber wegen einer zwischenzeitlichen Einigung der be-

treffenden Unternehmen beendet.12 

Abhilfemaßnahmen bei Kartellverstößen und 
Marktmachtmissbräuchen effektivieren 

Maßnahmen, welche die Europäische Kommission in Kartell- 

und Missbrauchsverfahren gegenüber Unternehmen erlässt, 

um Verstößen abzuhelfen bzw. wettbewerbliche Bedenken 

auszuräumen, werden teilweise als ineffektiv angesehen, auch 

wenn sie vollständig umgesetzt worden sind.13 Denn in streiti-

gen Verfahren ermächtigt Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Verordnung 

1/2003 die Europäische Kommission lediglich dazu, „die fest-

gestellte Zuwiderhandlung abzustellen.“ Der Blick ist demnach 

allein auf die Beendigung des wettbewerbswidrigen Verhal-

tens gerichtet. Die Wiederherstellung des zwischenzeitlich – 

und möglicherweise immer noch – gestörten Wettbewerbs 

spielt eine untergeordnete Rolle. Dagegen wird im US-Recht 

mehr Wert auf Abhilfemaßnahmen gelegt, die wieder Wettbe-

werb ermöglichen (restorative remedies).14 

 

Aber auch der Europäische Gerichtshof betrachtet es als Auf-

gabe der Europäischen Kommission, die Auswirkungen von 

wettbewerblichem Fehlverhalten zu beseitigen.15 Insoweit 

wäre es bereits hilfreich, wenn die Kommission gegenüber 

marktbeherrschenden Unternehmen früher eingreift – und 

nicht erst dann, wenn diese nahezu unangreifbare Marktstel-

lungen erlangt haben.16 Zumindest klarstellend sollte die Kom-

mission außerdem in Art. 7 Abs. 1 Satz 1 Verordnung 1/2003 

ermächtigt werden, „die festgestellte Zuwiderhandlung abzu-

stellen und deren Folgen zu beseitigen.“17 

 

Eine Folgenbeseitigung im engeren Sinne dürfte in der Praxis 

zwar herausfordernd sein, wenn etwa Wettbewerber durch 

den Missbrauch eines marktmächtigen Unternehmens ver-

drängt wurden.18 Insbesondere ein vermehrter Einsatz von 

Abhilfemaßnahmen mit (zumindest teilweise) strukturellen 

Elementen könnte aber neue Wettbewerbschancen eröffnen. 

So würde etwa die zwangsweise Herauslösung eines Dienstes 

aus einem digitalen Ökosystem Marktzutritte erleichtern. 

Strukturelle Abhilfemaßnahmen kommen nach derzeitiger 

Rechtslage jedoch nur in Betracht, wenn eine verhaltensorien-

tierte Abhilfemaßnahme weniger wirksam oder für die be-

troffenen Unternehmen belastender wäre, vgl. Art. 7 Abs. 1 

Satz 3 Verordnung 1/2003. Die grundsätzliche Subsidiarität 

von strukturellen gegenüber verhaltensorientierten Abhilfe-

maßnahmen sollte deshalb gestrichen werden.19 Das allge-

meine Verhältnismäßigkeitsprinzip würde weiterhin Anwen-

dung finden und den betroffenen Unternehmen ausreichend 

Schutz bei der Rechtsdurchsetzung bieten. 

Strengeres nationales Missbrauchsrecht neben 
Unionsrecht weiterhin zulassen  

Nach derzeitiger Rechtslage setzen sich bei einseitigen Hand-

lungen strengere nationale Regelungen gegenüber dem Uni-

onsrecht durch, vgl. Art. 3 Abs. 2 Verordnung 1/2003. Dies 

sollte beibehalten werden. Mit Blick auf das deutsche Miss-

brauchsrecht ist die Möglichkeit, strengeres nationales Miss-

brauchsrecht anzuwenden, insbesondere für §§ 19a, 20 GWB 

von großer Bedeutung. Diese Vorschriften erfordern anders 

als das europäische Missbrauchsverbot (Art. 102 AEUV) keine 

marktbeherrschende Stellung, sondern gelten auch für Unter-

nehmen mit überragender marktübergreifender Bedeutung 

für den Wettbewerb (§ 19a GWB) bzw. mit relativer oder über-

legener Marktmacht (§ 20 GWB). In der Praxis haben sich 

beide Vorschriften bereits bewährt.20  

 

§ 19a GWB hat das Vorgehen gegen digitale Gatekeeper ge-

prägt und wird vom Bundeskartellamt weiterhin neben dem 

DMA angewendet, um Lücken zu füllen, die der DMA lässt. Bei-

spielsweise hat das Bundeskartellamt relativ zügig wettbe-

werbsöffnende Schritte bei Google Automotive Services er-

reicht.21 

 

§ 20 GWB ist insbesondere für kleinere und mittlere Unter-

nehmen eine wichtige Vorschrift, die es erlaubt, Machtasym-

metrien auszuräumen. Die Vorschrift wird insbesondere in der 

privaten Rechtsdurchsetzung angewendet und ist ein wichti-

ges Korrektiv zugunsten des Wettbewerbs. Die zahlreichen 

Fälle, die typischerweise über diese Vorschrift gelöst werden, 

z. B. Liefer- und Zugangsverweigerungen, Anzapffälle oder Dis-

kriminierungen, können nicht durch Behörden aufgefangen 

werden. 

 

Eine strengere nationale Abwehr von Missbräuchen mächtiger 

Unternehmen sollte deshalb weiterhin möglich sein. Bei der 

Austarierung des Verhältnisses von nationalem und europäi-
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schem Recht sollte immer mitbedacht werden, dass die Kar-

tellrechtsdurchsetzung nicht nur durch Behörden erfolgt, son-

dern durch den Zivilrechtsweg flankiert wird. Gerade der DMA 

zeigt, wie wichtig diese Doppelgleisigkeit für den Wettbe-

werbsschutz sein kann, wenn etwa in der behördlichen Durch-

setzung der Wille oder die Kapazitäten fehlen, um den Wett-

bewerb zu schützen. Rechtliche Fragmentierungen im Binnen-

markt sind – trotz Bedenken22 – hinzunehmen, soweit vom EU-

Recht abweichende nationale Regelungen zu einem effektiven 

Wettbewerbsschutz beitragen. Im Verbund der europäischen 

Kartellbehörden dienen gerade auch niedrigschwelligere nati-

onale Vorschriften dazu, problematische Entwicklungen zu er-

kennen und sodann gegebenenfalls auf EU-Ebene zu lösen.  

Chancen und Grenzen einer Anpassung der 
Fusionskontroll-Leitlinien 

Die Monopolkommission begrüßt die Konsultation der Euro-

päischen Kommission zu den Fusionskontroll-Leitlinien. Die ak-

tuellen Leitlinien, die aus den Jahren 2004 (Horizontal-Leitli-

nien) bzw. 2008 (Nicht-Horizontal-Leitlinien) stammen, bieten 

immer noch einen soliden Rahmen für die Bewertung der 

meisten Zusammenschlüsse. Mit vielen Themen, die erst nach 

ihrer Veröffentlichung größere Aufmerksamkeit erlangt haben 

– etwa den Besonderheiten der Digitalökonomie –, befassen 

sich die Fusionskontroll-Leitlinien jedoch noch nicht. Daher ist 

eine Überarbeitung der Leitlinien dringend geboten. 

 

Eine Überarbeitung der EU-Fusionskontrollverordnung ist der-

zeit nicht geplant. Die Monopolkommission ist sich der politi-

schen Hürden hierfür bewusst. Allerdings kann nicht der ge-

samte fusionskontrollrechtliche Reformbedarf in den Leitli-

nien abgebildet werden. Das Instrument der Leitlinien, die 

ausschließlich von der Europäischen Kommission verabschie-

det werden, ist nicht dazu geeignet, größere politische Akzent-

verschiebungen oder Weichenstellungen vorzunehmen. Leitli-

nien bilden in erster Linie den Rechtsstand ab, so wie er sich 

in der Rechtsprechung und der Fallpraxis gebildet hat. Ihr Sinn 

liegt darin, die Fallpraxis nachvollziehbar zusammenzufassen 

und stellenweise auch etwas zu konturieren. Sie sind kein In-

strument, mit dem sich die Kommission ohne Rücksicht auf die 

übrigen Gesetzgebungsorgane (also Parlament und Rat) zu ei-

nem gänzlich neuen Vorgehen ermächtigen könnte. Wer hofft, 

dass durch eine Reform der Leitlinien ein Freibrief für europä-

ische Großfusionen geschaffen wird, verkennt bereits den 

rechtlichen Charakter dieses Instruments. 

Weiterentwicklung dynamischer Schadens-
theorien  

Ein größerer Teil der politischen Diskussion um die Fusionskon-

troll-Leitlinien dreht sich um die Frage, ob andere legitime 

wirtschaftspolitische Ziele wie die internationale Wettbe-

werbsfähigkeit, die Innovationsfähigkeit der europäischen Un-

ternehmen oder die Transformation zu einer nachhaltigen 

Wirtschaft stärker in der wettbewerbsrechtlichen Bewertung 

von Zusammenschlüssen berücksichtigt werden sollten. 

 

Der Draghi-Bericht und andere Untersuchungen zeigen, dass 

Europa im Innovationswettlauf mit den USA und China zurück-

fällt. Um diese Lücke zu schließen, schlägt der Draghi-Bericht 

eine „Innovationsverteidigung“ im Rahmen der Fusionskon-

trolle vor.23 Die Bewertung von Effizienzen durch die Europäi-

sche Kommission sei als „manchmal zu rückwärtsgewandt“ 

ansehen, da sie zu stark auf bestehende Marktstrukturen ab-

stelle und die Dynamik des zukünftigen Wettbewerbs zu wenig 

beleuchte. Die vorgeschlagene Innovationsverteidigung könne 

dem Draghi-Bericht zufolge etwa durch die Notwendigkeit ge-

rechtfertigt sein, in bestimmten Sektoren Ressourcen zu bün-

deln, um hohe Fixkosten zu decken und die für den globalen 

Wettbewerb erforderliche Größe zu erreichen. 

 

Eine Innovationsverteidigung, die ausschließlich darauf ba-

siert, dass Unternehmen ihre Aktivitäten im Bereich der For-

schung und Entwicklung bündeln, um so eher am globalen 

Wettbewerb teilnehmen zu können, lehnt die Monopolkom-

mission ab. Die damit verbundene Lockerung der Fusionskon-

trolle wird Innovationen häufig nicht fördern, sondern den 

Wettbewerb zulasten von Verbraucherinnen und Verbraucher 

schädigen.  

 

Der Zusammenhang zwischen Wettbewerbsintensität, Größe 

der Unternehmen und Innovationsaktivitäten ist komplexer. 

Ein Zusammenschluss kann die Innovationsanreize im Markt 

sowohl mindern als auch fördern.24 Während die mit einem 

Zusammenschluss verbundene Koordination der Unterneh-

men Innovationsanreize reduzieren kann, etwa durch Einstel-
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lung sich überschneidender Forschungsprojekte, können Zu-

sammenschlüsse auch Synergien in Forschung und Entwick-

lung fördern, z. B. durch gemeinsame Nutzung von Ressourcen 

oder die Teilung von Innovationsrisken.  

 

Die komplexen Auswirkungen von Zusammenschlüssen auf In-

vestitionen und, insbesondere, auf Innovationen sollten von 

Anfang an stärker analysiert und bei der Entscheidung berück-

sichtigt werden – sowohl auf Ebene der Wettbewerbsbe-

schränkung als auch auf Ebene der Effizienzverteidigung. 

 

Die Europäische Kommission hat damit zwar bereits begon-

nen. Allerdings fokussiert sie dabei noch zu sehr auf existie-

rende Marktstrukturen. Vor allem in digitalen Märkten stößt 

eine statische Betrachtung der Märkte zunehmend an ihre 

Grenzen. Disruptive Innovationen können das Marktumfeld 

radikal verändern, neue Märkte hervorbringen und etablierte 

Märkte ins Wanken bringen. Allerdings sind auch die Kosten 

einer fehlerhaften Freigabe eines Zusammenschlusses auf-

grund der Neigung digitaler Märkte zum Kippen ungleich grö-

ßer als in traditionellen Märkten. Denn gerade im Digitalbe-

reich ist zu beobachten, dass die Märkte immer weiter ver-

machten und die Marktstellungen der Big-Tech-Unternehmen 

verfestigen. Daher kommen Ökonominnen und Ökonomen zu 

dem Schluss, dass die Fusionskontrolle hier in der Vergangen-

heit eher zu großzügig als zu streng war.25  

 

Auch hat die Europäische Kommission positive Effekte eines 

Zusammenschlusses auf Investitionen und Innovationen bis-

her als eher unsicher zurückgewiesen. In den Fusionskontroll-

Leitlinien sollte die Europäische Kommission klarstellen, wel-

chen Grad an Unsicherheit sie akzeptiert, etwa hinsichtlich des 

Prognosezeitraums, und welche Nachweise Unternehmen er-

bringen müssen. Dazu gehören belastbare Investitionspläne, 

interne Budgets für Forschung und Entwicklung, technische 

Entwicklungsfahrpläne, empirische Evidenz aus vergleichba-

ren Märkten sowie unabhängige ökonomische Gutachten. So 

ließe sich verhindern, dass vage oder spekulative Verweise auf 

zukünftige Innovationen oder Nachhaltigkeitsverbesserungen 

in die Bewertung einfließen, während realistische und gut be-

legte Effizienzgewinne stärker berücksichtigt werden. Auch 

sollte die Europäische Kommission die Transparenz erhöhen, 

indem sie systematisch evaluiert, wie Effizienzvorträge in Fusi-

onskontrollentscheidungen gewichtet wurden, und diese Be-

wertungen veröffentlicht, um institutionelles Lernen zu för-

dern. Verfahrensbezogene Verbesserungen wie Best-Practice-

Leitlinien und die frühzeitige Einbindung von Effizienzüberle-

gungen in die wettbewerbliche Analyse könnten die Qualität 

und Vergleichbarkeit der Nachweise erhöhen. 

 

Die Europäische Kommission sollte eine strukturierte Heran-

gehensweise entwickeln, dynamische Effekte in Zusammen-

schlüssen zu bewerten. Zusammenschlüsse sollten einer aus-

gewogenen, methodischen Prüfung unterzogen werden. 

DYNAMISCHE SCHADENSTHEORIEN BEI 

ZUSAMMENSCHLÜSSEN 

Die ökonomische Forschung zeigt fünf zentrale 

Mechanismen auf, durch die Zusammen-

schlüsse Innovationsdynamik schädigen kön-

nen:  

1. Reduzierte Innovationsanreize durch ver-

minderten Wettbewerb: Unternehmen 

verspüren weniger Druck, sich durch bes-

sere Produkte oder Prozesse vom Wettbe-

werb abzusetzen. 

2. Eliminierung disruptiver oder potenzieller 

Innovatoren durch Akquisitionen: Etab-

lierte Unternehmen verhindern, dass Un-

ternehmen mit radikal neuen Produkten 

ihre Marktstellung angreifen. 

3. Marktmachtmissbrauch zur Innovations-

unterdrückung: Etablierte Unternehmen 

können die Entwicklung und Verbreitung 

von neuen Technologien behindern, z. B. 

durch Zugangsverweigerung zu Schnitt-

stellen. 

4. Koordinationseffekte bei reduzierter An-

zahl unabhängiger Akteure: Durch einen 

Zusammenschluss kann der Wettbe-

werbsdruck im Markt insgesamt abneh-

men, welches auch den Innovationsdruck 

reduziert. 

5. Pipeline-Effekte bei sich überschneiden-

den Entwicklungsprojekten: Arbeiten die 

Parteien des Zusammenschlusses an 

überlappenden Forschungsprojekten, 

können einzelne Projekte beendet wer-

den, um Wettbewerb auszuschalten.  
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Hierzu sollten zunächst dynamischen Innovationsschadens-

theorien entwickelt werden, die über die bisherige, statische 

Betrachtung hinausgehen. Die ökonomische Forschung hat 

hierzu in den letzten Jahren viele Erkenntnisse geliefert, die im 

Infokasten zusammengefasst sind.26 Diese Theorien sollten 

systematisch in die Fusionskontrolle integriert werden, wobei 

besondere Aufmerksamkeit auf Fusionen zwischen bedeuten-

den Innovatoren in konzentrierten Märkten zu legen ist, die 

sich durch hohe Investitionen in Forschung und Entwicklung 

auszeichnen. 

 

Die Europäische Kommission sollte sich nicht allein auf die ne-

gativen Auswirkungen fokussieren. Die Leitlinien sollten stär-

ker anerkennen, dass Zusammenschlüsse auch positive Inno-

vationseffekte haben können, z. B. wenn Komplementaritäten 

gemeinsamer Forschungsprojekte vorliegen, Ressourcen ge-

meinsam genutzt werden27 oder technologische Spillover-Ef-

fekte vorliegen. Letzteres ist der Fall, wenn die Vorteile einer 

Innovation oder einer technologischen Entwicklung über ihren 

ursprünglichen Anwender hinausgehen und zu positiven ex-

ternen Effekten für andere Unternehmen führen. Diese kön-

nen im fusionierten Unternehmen besser internalisiert wer-

den, so dass die Innovationsanreize durch den Zusammen-

schluss bei Vorliegen von technologischen Spillover-Effekten 

auch steigen können.28 Auch diese positiven Auswirkungen ei-

nes Zusammenschlusses auf die Innovationsaktivitäten sollten 

im Rahmen einer Effizienzverteidigung stärker berücksichtigt 

werden.  

 

Die überarbeiteten Leitlinien sollten sodann konkrete Metho-

den umfassen, um dynamische Effekte von Zusammenschlüs-

sen abzuwägen und zu bewerten. Dazu können die Entwick-

lung von Szenarioanalysen und entgangene Innovationsoptio-

nen gehören. Besonders wichtig ist auch die Einführung von 

Frühwarnindikatoren für wachsende Marktkonzentration. 

Denn insbesondere Plattformmärkte neigen ab einer kriti-

schen Marktkonzentration zum Kippen zugunsten eines domi-

nanten Anbieters, sodass der Wettbewerb irreversibel geschä-

digt werden kann. 

 

Eine strukturierte Bewertung dynamischer Effekte ist insbe-

sondere im Bereich der Nachhaltigkeit relevant. Zusammen-

schlüsse können die Anstrengungen der beteiligten Unterneh-

men, in nachhaltige Produkte oder Prozesse zu investieren so-

wohl mindern als auch fördern. In vielen Fällen dürften Nach-

haltigkeitsverbesserungen als ökonomische Effizienz erfasst 

werden können. Anstrengungen der Unternehmen, nachhalti-

gere Produkte einzuführen oder nachhaltiger zu produzieren, 

können regelmäßig als Wettbewerbsparameter angesehen 

werden, worauf die Monopolkommission bereits in ihrem 

Hauptgutachten „Wettbewerb 2022“ hingewiesen hat.29 Aller-

dings kann es in einigen Fällen auch zu Effizienzvorteilen kom-

men, wenn Unternehmen ihre Expertise und ihre Ressourcen 

zusammenlegen, um beispielsweise Größenvorteile in der ge-

meinsamen Produktion nachhaltiger Produkte zu heben.30  

 

Etwaige Nachhaltigkeitsverbesserungen stellen sich erst mit 

großem Zeitverzug ein und wirken weit über die Marktgrenzen 

hinaus. Die Leitlinien sollten klarstellen, wie solche schwer zu 

quantifizierenden Effizienzen berücksichtigt werden können. 

Die ökonomische Forschung hat bereits Methoden zur Bewer-

tung von Nachhaltigkeitsverbesserungen entwickelt, etwa sog. 

Schadensvermeidungskosten-Ansätze,31 deren Anwendung in 

Fusionskontrollverfahren geprüft werden sollte. 

Fusionskontroll-Leitlinien um einen Analyse-
rahmen für digitale Ökosysteme ergänzen 

Ein weiterer Bereich der Konsultation zu den Fusionskontroll-

Leitlinien betrifft die Frage, wie neue Wettbewerbsdynamiken 

aufgrund der Digitalisierung berücksichtigt werden sollten und 

wie der Wettbewerb auf nicht-traditionelle Weise geschädigt 

werden kann, beispielsweise durch Datenakkumulation, In-

teroperabilitätsbeschränkungen und Selbstbevorzugung.  

 

Der Begriff „digitale Ökosysteme” beschreibt ein für das Wett-

bewerbsrecht relevantes Phänomen, das im Zuge der Digitali-

sierung vermehrt zu beobachten ist.32 Digitale Ökosysteme 

sind voneinander abhängige Netzwerke nicht-hierarchisch or-

ganisierter Wirtschaftsakteure, die sich ergänzende (digitale) 

Produkte und / oder Dienste auf der Grundlage modularer 

Technologien anbieten.33 Diese Akteure interagieren in Ge-

schäftsbeziehungen, die auf eine gemeinsame Wertschöpfung 

ausgerichtet sind. Dabei handelt es sich oftmals um Konstella-

tionen komplementärer digitaler Produkte oder Dienstleistun-

gen von Drittanbietern, die sich um eine zentrale Plattform 

drehen. Durch die Definition von Design-Lösungen und Verhal-

tensregeln etabliert der Betreiber (der i.d.R. eine zentrale 

Plattform kontrolliert), der sog. Orchestrator, eine Gover-

nance-Vereinbarung, auf deren Basis die Zusammenarbeit 

stattfindet.  
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Eine Ökosystem-Strategie lässt sich nicht ohne Weiteres in die 

traditionellen Analyserahmen der Fusionskontrolle einordnen, 

die zwischen horizontalen, vertikalen und konglomeraten Zu-

sammenschlüssen unterscheiden. Die Grenzen zwischen tra-

ditionell verschiedenen Märkten verschwimmen zunehmend. 

So müssen bei Zusammenschlüssen, an denen Unternehmen 

mit Tätigkeiten auf mehreren Märkten beteiligt sind, die Pro-

dukte häufig interoperabel sein oder werden als Teil eines 

Ökosystems verwandter Dienstleistungen angeboten. Dies 

stellt die zentrale Bedeutung des „Markts” in der wettbe-

werbsrechtlichen Analyse infrage, da die Abgrenzung von Sub-

stituierbarkeitsräumen, in denen sich die Wettbewerbskräfte 

gegenseitig einschränken, komplex wird. Die wirtschaftlichen 

Abhängigkeiten zwischen komplementären Akteuren und dem 

Orchestrator einer zentralen Plattform werden verstärkt. Zu-

dem ist der Orchestrator in der Lage, die Wettbewerbsbedin-

gungen in verschiedenen benachbarten Märkten einseitig zu 

verändern. In der neuen Bekanntmachung der Europäischen 

Kommission zur Marktabgrenzung aus dem Jahr 2024 werden 

digitale Ökosysteme als eine Form eines „Systemmarkts“ expli-

zit aufgegriffen und flexiblere Ansätze zur Marktabgrenzung 

vorgezeichnet, die einen klareren Fokus auf diese komplexen 

Wirkmechanismen erkennen lassen.34 

 

Die Monopolkommission hat in ihrem letzten Hauptgutachten 

„Wettbewerb 2024“ einen ökonomischen Analyserahmen für 

digitale Ökosysteme vorgestellt.35 Dieses Prüfkonzept sieht ei-

nen dreistufigen Prozess vor, um möglichst präzise und umfas-

send digitale Ökosysteme erfassen zu können, die eine syste-

mische wirtschaftliche Macht erlangt haben und dadurch mit 

besonderen Gefährdungslagen für den Wettbewerb und die 

Offenheit digitaler Märkte einhergehen können. Demnach 

sollten zunächst die systemischen Faktoren, dann die Ökosys-

tem-Macht des Orchestrators und schließlich die Potenziale 

für Diskriminierungs- und Hebelpraktiken untersucht werden. 

Alle drei Prüfschritte zusammengenommen stellen einen Ana-

lyserahmen für digitale Ökosysteme bereit, der es erlaubt, 

eine ökonomisch fundierte Erfassung von digitalen Ökosyste-

men vorzunehmen.  

 

Nach Ansicht der Monopolkommission sollte ein solcher Ana-

lyserahmen für digitale Ökosysteme die bisherigen horizonta-

len und nicht-horizontalen Analyserahmen der Fusionskon-

troll-Leitlinien ergänzen. Bei einem Zusammenschluss mit di-

gitalem Ökosystemkontext sollten im Rahmen von Abhilfe-

maßnahmen insbesondere strukturelle Maßnahmen erwogen 

werden.36  

 

 

 

 

 

 

• Einführung einer Fristenregelung mit Mei-

lensteinen sowie Begrenzung der Nach-

weisanforderungen bei Kartell- und Miss-

brauchsverfahren, um behördliche Durch-

setzung zu beschleunigen 

• Erleichterung einstweiliger Maßnahmen 

in Kartell- und Missbrauchsverfahren für 

zeitnahes Eingreifen 

• Einführung von Abhilfemaßnahmen zur 

Wiederherstellung des Wettbewerbs nach 

Kartellverstößen oder Missbräuchen 

• Weiterentwicklung von dynamischen 

Schadenstheorien 

• Verzicht auf eine eigene sog. Innovations-

verteidigung in der Fusionskontrolle 

• Ergänzung eines Analyserahmens für digi-

tale Ökosysteme in der Fusionskontrolle 

EMPFEHLUNGEN FÜR DIE POLITIK  
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